
Ergebnis der ersten Lesung des 22.08.04 
Kantonsrats vom 23. Oktober 2008 

Steuergesetz 
Nachtrag vom ... 

Der Kantonsrat des Kantons Obwalden 

beschliesst: 

I. 

Das Steuergesetz vom 30. Oktober 19941 wird wie folgt geändert: 

Art. 12a Kollektive Kapitalanlagen 

Einkommen und Vermögen der kollektiven Kapitalanlagen gemäss Bundes-
gesetz über die kollektiven Kapitalanlagen2 werden den Anlegern anteilmäs-
sig zugerechnet. Ausgenommen hievon sind die kollektiven Kapitalanlagen 
mit direktem Grundbesitz. 

Art. 20 Abs. 3 

3 Als Geschäftsvermögen gelten alle Vermögenswerte, die ganz oder vor-
wiegend der selbstständigen Erwerbstätigkeit dienen. Gleiches gilt für Betei-
ligungen von wenigstens 20 Prozent am Grund- oder Stammkapital einer 
Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft, wenn der Eigentümer sie im Zeit-
punkt des Erwerbs zum Geschäftsvermögen erklärt. Art. 20a dieses Geset-
zes bleibt vorbehalten. 

Art. 20a Teilbesteuerung der Einkünfte aus Beteiligungen des Ge-
schäftsvermögens 

1 Dividenden, Gewinnanteile, Liquidationsüberschüsse und geldwerte Vortei-
le aus Aktien, Anteilen an Gesellschaften mit beschränkter Haftung, Genos-
senschaftsanteilen und Partizipationsscheinen sowie Gewinne aus der Ver-
äusserung solcher Beteiligungsrechte sind nach Abzug des zurechenbaren 
Aufwandes im Umfang von 50 Prozent steuerbar, wenn diese Beteiligungs-
rechte mindestens 10 Prozent des Grund- oder Stammkapitals einer Kapi-
talgesellschaft oder Genossenschaft darstellen. 
2 Die Teilbesteuerung auf Veräusserungsgewinnen wird nur gewährt, wenn 
die veräusserten Beteiligungsrechte mindestens ein Jahr im Eigentum der 
steuerpflichtigen Person oder des Personenunternehmens waren. 

Art. 22 Sachüberschrift 

Grundsatz 

Art. 22 Abs. 1 Bst. c und e, Abs. 2 und 3 

1 Steuerbar sind die Erträge aus beweglichem Vermögen, insbesondere: 
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c. Dividenden, Gewinnanteile, Liquidationsüberschüsse und geldwerte 
Vorteile aus Beteiligungen aller Art (einschliesslich Gratisaktien, Gratis-
nennwerterhöhungen und dergleichen). Ein bei der Rückgabe von Betei-
ligungsrechten im Sinne von Art. 4a des Bundesgesetzes über die Ver-
rechnungssteuer3 an die Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft erziel-
ter Liquidationsüberschuss gilt in dem Jahr als realisiert, in welchem die 
Verrechnungssteuerforderung entsteht (Art. 12 Abs. 1 und 1bis des Bun-
desgesetzes über die Verrechnungssteuer); Absatz 2 bleibt vorbehalten; 

e. Einkünfte aus Anteilen an kollektiven Kapitalanlagen, soweit die Ge-
samterträge die Erträge aus direktem Grundbesitz übersteigen; 

2 Dividenden, Gewinnanteile, Liquidationsüberschüsse und geldwerte Vortei-
le aus Aktien, Anteilen an Gesellschaften mit beschränkter Haftung, Genos-
senschaftsanteilen und Partizipationsscheinen (einschliesslich Gratisaktien, 
Gratisnennwerterhöhungen und dergleichen) sind im Umfang von 
50 Prozent steuerbar, wenn diese Beteiligungsrechte mindestens 10 Prozent 
des Grund- oder Stammkapitals einer Kapitalgesellschaft oder Genossen-
schaft darstellen. 
3 Der Erlös aus Bezugsrechten gilt nicht als Vermögensertrag, sofern sie 
zum Privatvermögen der Steuerpflichtigen gehören. 

Art. 22a Indirekte Teilliquidation und Transponierung 

1 Als Ertrag aus beweglichem Vermögen im Sinne von Art. 22 Abs. 1 Bst. c 
dieses Gesetzes gilt auch: 
a. der Erlös aus dem Verkauf einer Beteiligung von mindestens 20 Prozent 

am Grund- oder Stammkapital einer Kapitalgesellschaft oder Genossen-
schaft aus dem Privatvermögen in das Geschäftsvermögen einer ande-
ren natürlichen oder einer juristischen Person, soweit innert fünf Jahren 
nach dem Verkauf, unter Mitwirkung des Verkäufers, nicht betriebsnot-
wendige Substanz ausgeschüttet wird, die im Zeitpunkt des Verkaufs be-
reits vorhanden und handelsrechtlich ausschüttungsfähig war; dies gilt 
sinngemäss auch, wenn innert fünf Jahren mehrere Beteiligte eine sol-
che Beteiligung gemeinsam verkaufen oder Beteiligungen von insgesamt 
mindestens 20 Prozent verkauft werden; ausgeschüttete Substanz wird 
beim Verkäufer gegebenenfalls im Verfahren nach den Art. 230 Abs. 1, 
Art. 231 und 232 nachträglich besteuert; 

b. der Erlös aus der Übertragung einer Beteiligung von mindestens 5 Pro-
zent am Grund- oder Stammkapital einer Kapitalgesellschaft oder Ge-
nossenschaft aus dem Privatvermögen in das Geschäftsvermögen einer 
Personenunternehmung oder einer juristischen Person, an welcher der 
Veräusserer oder Einbringer nach der Übertragung zu mindestens 
50 Prozent am Kapital beteiligt ist, soweit die gesamthaft erhaltene Ge-
genleistung den Nennwert der übertragenen Beteiligung übersteigt; dies 
gilt sinngemäss auch, wenn mehrere Beteiligte die Übertragung gemein-
sam vornehmen. 

2 Mitwirkung im Sinne von Abs. 1 Bst. a liegt vor, wenn der Verkäufer weiss 
oder wissen muss, dass der Gesellschaft zwecks Finanzierung des Kauf-
preises Mittel entnommen und nicht wieder zugeführt werden. 

Art. 35 Abs. 1 Bst. a und d, Abs. 2 und 3 

1 Von den Einkünften werden abgezogen: 
a. die privaten Schuldzinsen im Umfang der nach Art. 22, 22a und 23 die-

ses Gesetzes steuerbaren Vermögenserträge und weiterer 50 000 Fran-
ken. Nicht abzugsfähig sind Schuldzinsen für Darlehen, die eine Kapital-
gesellschaft einer an ihrem Kapital massgeblich beteiligten oder ihr 
sonstwie nahestehenden natürlichen Person zu Bedingungen gewährt, 
die erheblich von den im Geschäftsverkehr unter Dritten üblichen Bedin-
gungen abweichen; 
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d. gemäss Gesetz, Statut oder Reglement geleistete Einlagen, Prämien und 
Beiträge an die Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung und 
an Einrichtungen der beruflichen Vorsorge, unter Vorbehalt von Art. 36 
Bst. f dieses Gesetzes; 

2 Leben Ehegatten in rechtlich und tatsächlich ungetrennter Ehe, so werden 
vom Erwerbseinkommen, das ein Ehegatte unabhängig vom Beruf, Geschäft 
oder Gewerbe des anderen Ehegatten erzielt, Fr. 3 400.– abgezogen; ein 
gleicher Abzug ist zulässig bei erheblicher Mitarbeit eines Ehegatten im 
Beruf, Geschäft oder Gewerbe des anderen Ehegatten. Der Zweitverdiener-
abzug wird vom niedrigeren der beiden Erwerbseinkommen abgezogen. 
3 Aufgehoben 

Art. 36 Bst. f 

Nicht abziehbar sind die übrigen Kosten und Aufwendungen, insbesondere: 
f. Aufgehoben 

Art. 38 Abs. 3 

3 Aufgehoben 
 

Art. 39a Vereinfachtes Abrechnungsverfahren 

1 Für kleine Arbeitsentgelte aus unselbstständiger Erwerbstätigkeit ist die 
Steuer ohne Berücksichtigung der übrigen Einkünfte, allfälliger Berufskosten 
und Sozialabzüge zu einem Satz von 4,5 Prozent zu erheben; Vorausset-
zung ist, dass der Arbeitgeber die Steuer im Rahmen des vereinfachten 
Abrechnungsverfahrens nach den Art. 2 und 3 des Bundesgesetzes gegen 
die Schwarzarbeit4 entrichtet. Damit ist die Einkommenssteuer abgegolten. 
2 Art. 209 Abs. 1 Bst. b dieses Gesetzes gilt sinngemäss. 
3 Der Schuldner der steuerbaren Leistung ist verpflichtet, die Steuern perio-
disch der zuständigen AHV-Ausgleichskasse abzuliefern. 
4 Die AHV-Ausgleichskasse stellt dem Steuerpflichtigen eine Aufstellung 
oder eine Bestätigung über den Steuerabzug aus. Sie überweist der zustän-
digen Steuerbehörde die einkassierten Steuerzahlungen. 
5 Das Recht auf eine Bezugsprovision nach Art. 209 Abs. 4 dieses Gesetzes 
wird auf die zuständige AHV-Ausgleichskasse übertragen. 

Art. 43 Abs. 3 

3 Bei Anteilen an kollektiven Kapitalanlagen mit direktem Grundbesitz ist die 
Wertdifferenz zwischen den Gesamtaktiven der kollektiven Kapitalanlage 
und deren direktem Grundbesitz steuerbar. 

Art. 48 Sachüberschrift   Aufgehoben 

Art. 48 Abs. 3 

3 Selbstproduzierte Futtervorräte für den eigenen Viehbestand sind steuer-
frei. 

Art. 49 Aufgehoben

Art. 50 Aufgehoben 
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Art. 52 

Rückkaufsfähige Kapital- und Rentenversicherungen unterliegen der Ver-
mögenssteuer mit ihrem Rückkaufswert. 

Art. 69 Abs. 2 

2 Den übrigen juristischen Personen gleichgestellt sind die kollektiven Kapi-
talanlagen mit direktem Grundbesitz gemäss Art. 58 des Bundesgesetzes 
über die kollektiven Kapitalanlagen5. Die Investmentgesellschaften mit fes-
tem Kapital gemäss Art. 110 des Bundesgesetzes über die kollektiven Kapi-
talanlagen werden wie Kapitalgesellschaften besteuert. 

Art. 76 Abs. 1 Bst. i und k sowie Abs. 2 

1 Von der Steuerpflicht sind befreit: 
i. die kollektiven Kapitalanlagen mit direktem Grundbesitz, sofern deren 

Anleger ausschliesslich steuerbefreite Einrichtungen der beruflichen Vor-
sorge nach Bst. e oder steuerbefreite inländische Sozialversicherungs- 
und Ausgleichskassen nach Bst. f sind; 

k. die ausländischen Staaten für ihre ausschliesslich dem unmittelbaren 
Gebrauch der diplomatischen und konsularischen Vertretungen bestimm-
ten Liegenschaften, unter Vorbehalt des Gegenrechts. 

2 Die in Absatz 1 Buchstaben d bis i genannten juristischen Personen unter-
liegen in jedem Fall der Grundstückgewinn- und Handänderungssteuer. 

Art. 85 Sachüberschrift 

Gewinne von Vereinen, Stiftungen und kollektiven Kapitalanlagen 

Art. 85 Abs. 3 

3 Kollektive Kapitalanlagen unterliegen der Gewinnsteuer für den Ertrag aus 
direktem Grundbesitz. 

Art. 91 Abs. 1 

1 Die Gewinnsteuer der Vereine, Stiftungen, Korporationen, Teilsamen, Alp-
genossenschaften und der übrigen juristischen Personen beträgt  6 Prozent 
des Reingewinns. 

Überschrift vor Art. 92 

5. Abschnitt: Kollektive Kapitalanlagen 

Art. 92 

Die Gewinnsteuer der kollektiven Kapitalanlagen (Art. 69 Abs. 2 dieses Ge-
setzes) beträgt  6 Prozent des Reingewinns. 

Art. 97 Abs. 3 

3 Bei den kollektiven Kapitalanlagen gilt der auf den direkten Grundbesitz 
entfallende Anteil am Reinvermögen als steuerbares Eigenkapital. 
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Art. 106 Abs. 1 

1 Ausländische Arbeitnehmer, welche die Niederlassungsbewilligung nicht 
besitzen, im Kanton jedoch steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt ha-
ben, unterliegen für Einkünfte im Sinne von Art. 107 dieses Gesetzes einem 
Steuerabzug an der Quelle. Davon ausgenommen sind Einkünfte, die der 
Besteuerung nach Art. 39a dieses Gesetzes unterstehen. 

Art. 120 

Im Ausland wohnhafte Arbeitnehmer, die hier für kurze Dauer als Grenzgän-
ger oder Wochenaufenthalter oder als leitende Angestellte für Arbeitgeber 
mit Sitz oder Betriebsstätte im Kanton erwerbstätig sind, unterliegen für ihr 
Einkommen aus unselbstständiger Erwerbstätigkeit sowie für die an dessen 
Stelle tretenden Ersatzeinkünfte einem Steuerbezug an der Quelle nach 
Massgabe der Bestimmungen über die Quellensteuer für ausländische Ar-
beitnehmer gemäss Art. 106 bis 114 dieses Gesetzes. 

Art. 124 Abs. 1 und 3 

1 Die Steuer beträgt zehn Prozent der Tageseinkünfte. 
3 Ist bei Gruppen der Anteil der einzelnen Mitglieder nicht bekannt oder 
schwer zu ermitteln, wird das durchschnittliche Tageseinkommen pro Kopf 
berechnet. 

Art. 127 Abs. 3 

3 Die Steuer beträgt bei Renten zehn Prozent der steuerbaren Einkünfte; 
Kapitalleistungen sind gemäss Art. 40 dieses Gesetzes steuerbar. 

Art. 150 Abs. 3 

3 Liegt der letzte steuerbegründende Erwerb ohne Steueraufschub mehr als 
20 Jahre zurück, so bestimmen sich die Anlagekosten nach dem amtlich 
ermittelten Verkehrswert des Grundstückes vor 20 Jahren, sofern nicht Er-
werbspreis und anrechenbare Aufwendungen mit einem höheren Betrag 
nachgewiesen werden. 

Art. 151 Abs. 2 

2 Aufgehoben 
 

Art. 153 

Werden zu verschiedenen Zeiten erworbene Grundstücke oder Anteile an 
solchen zusammen veräussert, so ist der Gewinn je gesondert zu ermitteln. 

Art. 155 Abs. 2 

2 Grundstückgewinne unter Fr. 5 000.– werden nicht besteuert. 

Art. 167 Abs. 3 

3 Sie ist insbesondere für gleichmässige Steuerveranlagungen verantwort-
lich. 
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Art. 177 Geheimhaltungspflicht 

1 Wer mit dem Vollzug dieses Gesetzes betraut ist oder dazu beigezogen 
wird, muss über Tatsachen, die ihm in Ausübung seines Amtes bekannt 
werden, und über die Verhandlungen in den Behörden Stillschweigen be-
wahren und Dritten den Einblick in amtliche Akten verweigern. 
2 Eine Auskunft ist zulässig, soweit hierfür eine gesetzliche Grundlage im 
Bundesrecht oder im kantonalen Recht gegeben ist. Es ist ein entsprechen-
des Begehren einzureichen, über das die Vorsteherin oder der Vorsteher der 
kantonalen Steuerverwaltung entscheidet. 

Art. 179 Abs. 1 

1 Die Behörden, Departemente und Amtsstellen des Kantons und der Ge-
meinden erteilen den mit dem Vollzug dieses Gesetzes betrauten Steuerbe-
hörden auf Ersuchen hin kostenlos alle erforderlichen Auskünfte. Sie können 
diese Behörden von sich aus darauf aufmerksam machen, wenn sie vermu-
ten, dass eine Veranlagung unvollständig ist. Die gleiche Pflicht zur Amtshil-
fe haben Organe von Körperschaften und Anstalten, soweit sie Aufgaben 
der öffentlichen Verwaltung wahrnehmen. 

Art. 195 Abs. 1 Bst. d und Abs. 3 

1 Den Veranlagungsbehörden müssen für jede Steuerperiode eine Beschei-
nigung einreichen: 
d. kollektive Kapitalanlagen mit direktem Grundbesitz über alle Verhältnis-

se, die für die Besteuerung des direkten Grundbesitzes und dessen Er-
träge massgeblich sind. 

3 Aufgehoben 

Art. 223 Parteientschädigung 

Für die Zusprechung einer Parteientschädigung ist die Verwaltungsverfah-
rensverordnung6 anwendbar. 

Art. 224a Beschwerde an das Bundesgericht 

Gegen den Entscheid des Verwaltungsgerichts können die betroffenen Per-
sonen, die kantonale Steuerverwaltung oder die Eidgenössische Steuerver-
waltung beim Bundesgericht nach Massgabe des Bundesgerichtsgesetzes7 
Beschwerde erheben. 

Art. 232 Verfahren 

1 Das Nachsteuerverfahren wird von der kantonalen Steuerverwaltung 
durchgeführt. 
2 Wenn bei Einleitung des Verfahrens ein Strafverfahren wegen Steuerhin-
terziehung weder eingeleitet wird noch hängig ist, noch von vornherein aus-
geschlossen werden kann, wird die steuerpflichtige Person auf die Möglich-
keit der späteren Einleitung eines solchen Strafverfahrens aufmerksam ge-
macht. 
3 Die Einleitung des Nachsteuerverfahrens ist den betroffenen Steuer-
pflichtigen unter Angabe des Grundes schriftlich mitzuteilen. 
4 Das Verfahren, das beim Tod Steuerpflichtiger noch nicht eingeleitet oder 
noch nicht abgeschlossen ist, wird gegenüber den Erben eingeleitet oder 
fortgesetzt. 
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5 Im übrigen sind die Vorschriften über die allgemeinen Verfahrensgrund-
sätze und über das ordentliche Veranlagungs- und das Rekursverfahren 
sinngemäss anwendbar. 

Art. 233 Abs. 1 

1 Nach dem Tod der Steuerpflichtigen wird innert 30 Tagen ein amtliches 
Inventar aufgenommen. 

Art. 243 Abs. 1 

1 Die Steuern gemäss Art. 1 dieses Gesetzes werden durch die kantonale 
Finanzverwaltung bezogen. 

Art. 269 Steuerhinterziehung von Ehegatten 

Die steuerpflichtige Person, die in rechtlich und tatsächlich ungetrennter Ehe 
lebt, wird nur für die Hinterziehung ihrer eigenen Steuerfaktoren gebüsst. 
Vorbehalten bleibt Art. 266 dieses Gesetzes. Die Mitunterzeichnung der 
Steuererklärung stellt für sich allein keine Widerhandlung nach Art. 266 dar. 

Art. 274 Eröffnung des Verfahrens 

1 Die Einleitung eines Strafverfahrens wegen Steuerhinterziehung wird der 
betroffenen Person schriftlich mitgeteilt. Es wird ihr Gelegenheit gegeben, 
sich zu der gegen sie erhobenen Anschuldigung zu äussern; sie wird auf ihr 
Recht hingewiesen, die Aussage und ihre Mitwirkung zu verweigern. 
2 Beweismittel aus einem Nachsteuerverfahren dürfen in einem Strafverfah-
ren wegen Steuerhinterziehung nur dann verwendet werden, wenn sie we-
der unter Androhung einer Veranlagung nach pflichtgemässem Ermessen 
(Art. 197 dieses Gesetzes) mit Umkehr der Beweislast nach Art. 206 Abs. 2 
noch unter Androhung einer Busse wegen Verletzung von Verfahrenspflich-
ten beschafft wurden. 
3 Bei Verletzung von Verfahrenspflichten kann direkt die Strafverfügung 
erlassen werden. 

Art. 288a Beschwerde an das Bundesgericht 

Gegen den Entscheid des Verwaltungsgerichts können die betroffene Per-
son, die kantonale Steuerverwaltung oder die Eidgenössische Steuerverwal-
tung beim Bundesgericht nach Massgabe des Bundesgerichtsgesetzes8 
Beschwerde erheben. 

II. 

Der Regierungsrat bestimmt, wann dieser Nachtrag in Kraft tritt. Er unterliegt 
dem fakultativen Referendum. 
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Sarnen, ... Im Namen des Kantonsrats 
Der Ratspräsident:  
Der Ratssekretär:  
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